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Tausende burmesischer 
Flüchtlinge und Migrantlnnen 
in Lebensgefahr
Eine Aufforderung an die Bundesregierung und 
die Hilfsorganisationen zu umgehender Nothilfe

von Dagmar Puh / Burma Büro e. V.

Die Besetzung der burmesischen Botschaft in Bangkok durch fünf bewaff­

nete Gegner des Militärregimes in Rangun rückte Anfang Oktober für kurze 

Zeit die verheerende Lage in Burma in den Blickpunkt der Weltöffentlich­

keit und warf ein Schlaglicht auf die Lebensumstände von rund einer Mil­

lion exilierter Burmesinnen in Thailand.
Dank der Besonnenheit der thailändischen Behörden und Sicherheitskräfte 

konnte das Geiseldrama schnell zu einem unblutigen Ende gebracht wer­

den. Doch das vermeintliche Happy End trügt. Für einen großen Teil der 

Burmesinnen in Thailand und Tausende von Menschen im Grenzgebiet hat 

der Vorfall dramatische Konsequenzen, die ihre Existenz und ihr Leben be­

drohen.

A
nfang November haben die 

thailändischen Behörden mit 

der Abschiebung sogenann­

ter »illegaler Einwanderer« aus Burma 

begonnen. Betroffen von dieser Maß­

nahme sind mehrere hunderttausend 

Menschen, die in Fabriken, der 

Landwirtschaft, dem Baugewerbe 

und der Sexindustrie als rechtlose 

und billige Arbeitskräfte ausgebeutet 

wurden. De facto handelt es sich 

größtenteils um Personen, die Burma 
aufgrund von Vertreibung, Verfolgung 

und Repression verlassen mußten, 

denen der Flüchtlingsstatus aber 

verweigert wird. Dies gilt insbesonde­

re für Angehörige der ethnischen 

Gruppe der Shan.

Die Abschiebungen waren 

lange geplant aber aufgrund von Ar­

beitgeberprotesten mehrfach ver­

schoben worden. Nun kommen sie 

zum denkbar schlechtesten Zeit­

punkt, da Burma nach der Bot­

schaftsbesetzung die Grenze zu 

Thailand geschlossen hat und sich 

weigert, die Rückkehrerinnen aufzu­

nehmen. So stecken die Betroffenen
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nun in einer schier unentrinnbaren 

Falle, in der ihnen auch der letzte 

Rest von Menschenwürde genom­

men wird und ihr Leben und ihre Un­

versehrtheit akut bedroht sind. In 
Thailand werden Burmesinnen von 

großen Polizei- und Militäraufgeboten 

regelrecht zusammengetrieben und 

gewaltsam zur Grenze gebracht. Eine 

Einzelfallüberprüfung des Aufent­
haltsstatus erfolgt dabei in der Regel 

nicht. Auch registrierte Flüchtlinge 
und politische Aktivistinnen wurden 

bereits deportiert. An den Grenzüber­

gängen sehen sich die Deportierten 

burmesischen Soldaten gegenüber, 

die sie mit Waffengewalt an der Ein­

reise hindern. Mindestens fünfzehn 

Frauen wurden bislang vor ihrer 

Rückschiebung von Grenzsoldaten 

vergewaltigt. Wer dennoch ins Land 

gelangt, ist von Verfolgung bedroht 

und hat zumeist keine Fleimat und 

keine Lebensgrundlage mehr. Nach 

Angaben der thailändischen Einwan­

derungsbehörden kehrten daher rund 

60 Prozent der bislang etwa 10.000 

Abgeschobenen umgehend zurück. 

Dabei nehmen sie große Risiken auf 

sich: Zahlreiche Menschen ertranken 
bei dem Versuch, über den Grenzfluß

nach Thailand zu schwimmen. Wer 

tatsächlich das Ufer erreicht, wird er­

neut abgeschoben oder interniert. Auf 

beiden Seiten der Grenze sind Tau­

sende von Menschen im Dschungel 

untergetaucht, wo sie ohne Nahrung, 

Unterkunft, Schutz oder Zugang zu 

medizinischer Versorgung leben. Be­

sonders prekär ist die Lage von eini­

gen Hundert Deportierten, die auf ei­

ner Insel im Grenzfluß Moei festsit­

zen, deren territoriale Zugehörigkeit 

nicht eindeutig geklärt ist.

Flüchtlinge — zumeist Ange­

hörige der ethnischen Gruppen der 

Karen, Karenni und Mon — die in La­

gern im thai-burmesischen Grenzge­
biet leben, befürchten Übergriffe der 

burmesischen Armee. Seit Anfang 

Oktober werden auf burmesischer 

Seite verstärkte Truppenbewegungen 

registriert. Bereits in den Vorjahren 

kam es wiederholt zu gewaltsamen 
Übergriffen auf Flüchtlingslager, bei 

denen die Bewohnerinnen ihr letztes 

Hab und Gut verloren und zahlreiche 

Menschen verletzt oder getötet wur­

den.

Unter besonderen Druck 
sind auch die exilierten Studentinnen 

geraten, aus deren Reihen die Gei-
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selnehmer stammten. Zwar distan­

zierten sich die bekanntesten studen­

tischen Organisationen wie die All 

Burma Students’ Democratic Front 

(ABSDF) sofort von der Botschafts 

besetzung. Dennoch fürchtet Thai­

land neue Probleme aus 

dieser Ecke und hat das 

UNHCR, unter dessen Ob­

hut die Studentinnen ste­

hen, aufgefordert, ihre 

Übersiedlung in Drittländer 

.2 in die Wege zu leiten. Be- 
| troffen sind rund 2700 Per- 
£ sonen, die vom UNHCR als 

ff »person of concern« regi- 

E striert wurden. Bislang ha- 

T ben die USA, Kanada, Neu- 

* Seeland, Australien und ei- 

z nige EU-Staaten sich zur 
? Aufnahme der Dissidenten 

f bereit erklärt. Was mit Per- 
| sonen geschieht, die für 

y die Aufnahme in Drittländer 

“ nicht in Frage kommen 

oder eine Übersiedlung ablehnen, ist 

noch unklar. Kritiker befürchten, daß 

mit der geographischen Zersplitte­

rung der Gemeinschaft dem studen­

tischen Widerstand gegen die Junta 

die Basis entzogen werden soll.

Aufruf

Angesichts der dramatischen 

Umstände fordern wir die Bundesre­

gierung, die in der Region tätigen 

kirchlichen und nicht-kirchlichen 

Hilfsorganisationen, die Stiftungen 

und Gewerkschaften auf,

• sofortige finanzielle und materielle 

Hilfsmaßnahmen für die abge­

schobenen und von Abschiebung 

bedrohten Burmesinnen in Thai­

land in die Wege zu leiten.

• die thailändische Regierung auf­

zufordern, sogenannten »illegalen 

Einwanderern« aus Burma die 

Möglichkeit zu geben, in Thailand 

Asyl zu beantragen, und von einer 

Abschiebung dieser Menschen 

solange abzusehen, bis sicher­

gestellt ist, daß sie in ihrem Hei­

matland gefahrlos einen ausrei­

chenden Lebensunterhalt verdie­

nen können. Die laufenden Ab­

schiebungen müssen sofort auf­

hören und die Rückkehr der De­

portierten ermöglicht werden.

® die thailändische Regierung auf­

zufordern, die Flüchtlinge in den 
Lagern vor Übergriffen der bur­

mesischen Armee zu schützen.

• die thailändische Regierung und 

das UNHCR aufzufordern, bei der 

Umsiedlung burmesischer Stu­

dentinnen in Drittländer die Wün­

sche der Betroffenen zum Ent­

scheidungsmaßstab zu machen.

• exilierten burmesischen Studen­

tinnen Asyl in Deutschland zu ge­

währen und ihnen hier eine ad­

äquate Ausbildung zu ermögli­
chen.

Köln, den 22.11.1999

Burma Büro e.V.
Der Aufruf wird sowohl von 

der Südostasien Informationsstelle 

als auch dem Asienhaus unterstützt.

Weitere Informationen erhalten Sie 
beim:

Burma Büro e.V.,

Bobstr. 6-8, 50676 Köln;

Fon: 0221/95224-50, Fax: -70; 

eMail: burmabuero@netcologne.de
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